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74. Sitzung des Abgeordnetenhanſes. 


Berlin, 28. Mai. Am Miniſtertiſch: Kultusminiſter v. Putt⸗ 
ORI Juſtiminiſſer Dr. Friedberg, Unterſtaatsſekretär von 
eh ety iniſtertaldirektoren Lucanus und Rindfleiſch, 
MN athe Dr. Hübler, Stauder, von Zaſtrow. 
uten dent von Köller eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 15 
Die Bänke des Hauſes ſind ſehr gut beſetzt, ſämmtliche Tribünen 
‘ny in der Hofloge iſt Se. Königl. Hoheit der Großherzog von 
5 anweſend. Vor dem Hauſe hat ſich ein nach Hunderten 
gees Publifum angefammelt. 
Wir 3 der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des Geſetzent⸗ 
, etreffend Abänderungen der kirchenpolitiſchen 


be. 
Dieſe Diskuſſion wird eingeleitet durch den 
g kultusminiſter von Puktkamer: Meine Herren! Indem ich 
anſchicke den Geſetzentwurf der wohlwollenden Beurtheilung und 
erleuchteten Patriotismus eines jeden einzelnen Mitgliedes zu em⸗ 
en, bitte ich um die Erlaubniß, über die Methode, die ich bei 
M einleitenden Vortrage zu befolgen gedenke, einige Bemerkungen 
E allen zu dürfen. Der Entwurf hat vom eriten Tage fener 
entlichung an die lebhafteſte Theilnahme in den weiteſten Kreiſen 
| en und jeine Beſprechung in den Organen der Preſſe aller Bar: 
chtungen iſt eine ſo überaus lebhafte geweſen, alle in Betracht 
menden Geſichtspunkte find einer ſo gründlichen Erörterung unter⸗ 
worden, daß es faſt den Anſchein haben möchte, als fet die Dis⸗ 
ereits erſchöpft. Nur ſchwer widerſtehe ich daher der Ver⸗ 
ich he 9, gleich jetzt an die Beleuchtung der Einwände heranzutreten, 
Bei {te es indeſſen für gerathener, im Intereſſe der Sache mich e’nit- 
nen lediglich erläuternd und referirend zu verhalten. Ich werde 
thent in aller Kürie die Umſtände darlegen, unter denen dieſer Gee 
wurf entſtanden ijt, die Triebfedern, auf welchen er beruht, die 
eig welche er anſtrebt, und die Mittel und Wege zur Erreichung 
Mole Cn, Ich werde mich dabei jeder Polemik enthalten und von 
Ker Di zaſſe nur dann Gebrauch machen, wenn fie mir im Verlaufe 
Dm Akuſſion zur Abwehr geradezu in die Hand gedrückt wird. Wenn 
meine Auslaſſungen auch vielleicht einen nüchternen und blaſſen 


der haben werden, gegenüber namentlich dem lebhaften 
, welches die in den letzten Tagen erfolgte Ver: 
tt hung des bekannten Aktenmaterials hervorgerufen hat, 


me ich doch, daß bei der Einleitung und Vertheidigung der 
pon die ausſchließlich den Zweck hat, der Befeſti⸗ 

) des inneren Friedens und der Befeitigung 
f dür chlichen. Nothſtandes unferer katholiſchen 
ürger zu dienen, fic) nur der Ton der ruhigſten Deduktion 
(Bravo rechts.) Als ich am 5. Februar c. zum eviten Male 
die Möglichkeit eines Ausgleichs unſerer kirchenpolitiſchen Wirren 
y Ihnen ſprach, hielt ich zwei Geſichtspunkte feſt, daß erſtens der 
Ausgleich fic) nur würde vollziehen können auf dem Boden der 
ſchen Landesgeſetzgebung, und daß zweitens ich verpflichtet wäre, 
tionen darüber zu warnen, daß die Sache ſich in ſchnellem 
beo erledigen würde; der Weg fet im Gegentheil ein ſehr langer, 
licher und mit Klippen bedeckter. Dem erſten Geſichtspunkt will 
di wierlage gerecht werden; wie wichtig der zweite war, haben Ihnen 
Map ner Beſprechungen deutlich bewieſen. Zur näheren Darlegung 
en eich von dieſen bis jetzt ſtreng geheim gehaltenen Beſprechungen 
Oti eier ſoweit wegziehen, als es zum Verſtändniß der gegen= 
ron Situation dienen muß. Ich übergehe die Präliminarien von 
nei und Gaſtein, die für die wiener Beſprechungen den Boden 
ese für die ruhige und verſöhnliche Erörterung der Möglichkeit 
( Podns vivendi — um den banalen Ausdruck zu gebrauchen. 
Vapo Beſprechungen hat man mit Unrecht Verhandlungen genannt. 
un find fie ſehr weit entfernt, denn wir haben vom erſten Augen: 
an kein Hehl daraus gemacht, daß die Grundlinien der Regelung 
unſere Geſetzgebung von 1873 bis 1875 unwiderruflich ge 
Staaten, (Hört, hört! im Zentrum) und daß ein Entgegenkommen 
ates ſich auf eine freundſchaftliche Erörterung über die Möglich: 

tnt ejeitigung der Differenzpunkte zu beſchränken habe. Wenn 
Acholiſche Kirche auch ihrem Charakter nach ſtets den Standpunkt 
x Mverfalitát wird behaupten miifien, ſo kann fie fic andererſeits 
en “Mebrechen, fic) dem Rahmen der Rechtsordnung des natio⸗ 
führt Staates einzufügen, wo fie das bürgerliche Gebiet be⸗ 
dar über lerin kann und wird Preußen nicht zurücktreten (Bravo rechts), 
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K haben unſere Sachverjländigen in Wien keinen Zweifel gelafien. 
Pon belen Aſpekten haben in Wien mehrere Monate hindurch 
(heilsewährten Sachverſtändigen beiverjeits fortlaufende Beſprechungen 
Man füber Prinzipienfragen, theils über Spezialien ſtattgefunden, 
at die preußiſche Maigeſetzgebung Paragraph für Paragraph 
¿hoj Sinmen und ermeſſen, welche Beſtimmungen intolerabel für die 

en pole Kirche find, und wo vom Staate Konzeſſionen gemacht wee- 
* gennen: Dabei ftellte ſich ſofort heraus, daß für Staat und Kirche 
ft eben dinſamer Rechtsboden überhaupt nicht beſteht. Das Aeußerſte 
Ah Wien die Herſtellung eines modus vivendi, Dieſe Thatſache, welche 
ch um aufs Neue konſtatut worden ijt, bat uns weder überraſcht, 
a eine Enttäuſchung bereitet, aber enttäuſcht hat es uns, daß 
Gets zu gelangt find, die Geſichtspunkte zu finden, welche einen 
Vivendi ermöglichen. Ich hebe aus den Beſprechungen nur 

Y fra panteſten hervor, um zu zeigen, daß eine ſogenannte or⸗ 
eviſton der Maigeſetze unmöglich it. Das Geſetz vom 12. 
betreffend die lusiióun der Disziplin, enthält im zweiten 
ie Beſtimmungen über den recursus ab abusa, das Recht 
Da uſung an den Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten. Hier 
er wirf gewillt, entgegenzukommen und den Rekurs auf die Fälle 
wir fo wehen Entfernung aus dem Amte zu beſchränken. Ferner ſind 
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dest. gegangen, es für diskutabel zu erklären, daß man den 
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eech tichterlichen Urtheil dieſes Gerichtshofs auf den weltlichen 
zͤſchränken könnte. Das ſind zwei Konzeſſionen von eminenteſter 
mino und nun die Antwort! non possumus! (Hört! hört! links), 
ruf en das ganze Inſtitut verwerfen. (Sehr richtig! im Zentrum.) 
t ede Sehr richtig! Aber früher bat der Erzbiſchof v. Geiſel ſelbſt 
lliſchen recursus ab abusu fet ein organiſches Rechtsinſtitut der 

ü die che ent, hört!) Auch bet dem Geſetz vom 30. Mar, 

raf⸗ 1 


in e Achtmttel, glaubten wir auf einige Punkte, 
nen, 


Ve Abſolution im Beichtſtuhl verzichten 
% Wan e eine Einſchränkung der Werbffent⸗ 


* 
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lichung der Urtheile zugeſtehen, aber was war hier die Antwort? „Das 
ame Geſetz ijt intolerabel!” Ebenſo erging es mit dem Ordensgeſetz. 
ir wollten unter Aufrechterhaltung des allgemeinen Verbots für ein⸗ 
zelne Korporationen Ausnahmen bewilligen; die Antwort aber lautete: 
„Rein, der Satz muß umgedreht werden, an der Spitze muß es heißen: 
die Orden find im preußiſchen Staate unbedingt zuzulaſſen!“ Unter ſol⸗ 
chen Umſtänden hätte der Staat bei einer Reviſion der Maigeſetze wirk⸗ 
ſame Waſſen aus der Hand gegeben und nichts dafür erhalten. Solches wäre 
eine Thorheit und eine Schwäche der preußiſchen Regierung geweſen; 
es drängte ſich demnach der Gedanke einer fakultativen Ausführung 
einer Vollmacht zur Handhabung der Geſetze auf, in Annäherung an 
das Ihnen allen bekannte öſterreichiſche Syſtem der kirchenpolitiſchen 
Verhältniſſe. — Während die Regierung mit dieſen Erwägungen be⸗ 
ſchäftigt war, liez die Kurie das Breve vom 24. Februar d. J. ergehen, 
auf welches die Staatsregierung mit dem Staats⸗Miniſterialbeſchluß 
vom 17. März antwortete. Dieſer Beſchluß (den der Miniſter verlieſt) 
iſt damals von der geſammten Nation mit ungetheiltem Beifall auf⸗ 
genommen worden — ein Beifall, der ſich ſicherlich nicht allein auf die 
Vorbehalte, ſondern auch auf den materiellen Inhalt erſtreckte, und 


den die geſammte mir zugängliche Preſſe, bis auf die des Zentrums, 
theilte. Dieſer Beſchluß enthielt die Erklärung der Bereitwilligkeit zu 


einem Entgegenkommen, den Vorbehalt, daß daſſelbe an cine Vorleiſtung 
von der anderen Seite geknüpft ſein müſſe, und den Standpunkt, daß 
die Weiterentwickelung unſerer Geſetzgebung auf dem Boden legisla⸗ 
tiver Vollmachten und im Sinne einer perſönlichen Handhabung der 
beſtehenden Geſetzgebung gefunden werden müſſe. Bevor unſerer Staats⸗ 
Miniſterialbeſchluß in Nom offiziell bekannt wurde, erging eine Kund⸗ 
gebung der Kurie, welche uns unzweideutig über ihre Intentionen be⸗ 
züglich des Breves in Kenntniß ſetzte, ich meine die einer Depeſche des 
Prinzen Reuß beigefügte Depeſche des Kardinal⸗Staatsſekretärs an den 
Nuntius vom 23. März. Der entſcheidende Paſſus dieſer Depeſche 
lautet: „Als Gegenleiſtung für die Vortheile, welche die Kirche be⸗ 
gehrt, erklärt Se, Heiligkeit ſich für jetzt nicht geneigt zu verordnen, 
daß die Ordinarii, welche wieder in den Beſitz der freien Ausübung 
ihres Hirtenamts getreten ſind, ſo oft es ſich um die Ernennung in⸗ 
amovibler Pfarrer handelt, fic) an die Regierung wenden können, um 
ihre Anſichten oder Einwendungen in Betreff der Kandidaten kennen 
zu lernen. Die vollſtändige Kenntniß dieſer Materie, welche Ew. 
beiwohnen, erſpart es mir, Sie darauf hinzuweiſen, daß eine ſolche Kon⸗ 
zeſſion niemals anders beſtehen kann, als bezüglich der inamoviblen 
Kuraten, da niemals irgend einer Regierung, auch nicht denen, die ſich 
am meiſten um die Kirche verdient gemacht haben, mehr zugeſtanden 
worden. Ferner muß Se. Heiligkeit darauf beſtehen, daß das letzte 
Urtheil über die Geeignetheit der zu Ernennenden immer den Biichöfen 
und im Falle einer Meinungsverſchiedenheit dem Papſte zuſtehe.“ Dieſe 
Kundgebung hat der Negierung die ernſteſten Erwägungen auferlegt 
da ſchon bei dletem Das techuche Leven nicht berührenden Wants fa 
ein abſoluter Widerſtand der Kirche bemerkbar machte. Sollten wir 
hiernach Alles als abgebrochen anſehen und ſelbſt die Initiative er⸗ 
greifen? Für die Kirche iſt der preußiſche Kirchenkonflikt eine Phaſe 
in ihrem Kampfe um die Weltherrſchaft. (Hört! Lachen im Zentrum.) 
Sie kann ihre Maßregeln je nach ihrem Belieben treffen, ſie kann ah⸗ 
warten und ſogar den Nothſtand von Millionen Katholiten eine Zeit 
lang dem oberſten Prinzip ihrer Intentionen unterordnen. Die Regie⸗ 
rung trägt neben ihrer politiſch⸗konſtitutionellen eine ſchwere moraliſch⸗ 
patriotiſche Verantwortlichkeit, Sie muß bis an die äußerſte Grenze 
des Möglichen gehen, um ihre katholiſchen Unterthanen aus ihrem 
Nothſtande herauszuheben. Von 12 Diözefen find noch 4 unter einer 
ordnungsmäßigen Oberhirtenleitung. Die Domkapitel veröden von 
Tag zu Tag mehr. Ueber Eintauſend Pfarrgeiſtliche fehlen. (Hört!) 
Die akademiſchen Lehrſtühle an den katholiſchen Fakultäten ſind un⸗ 
beſetzt. Der katholiſche Religionsunterricht kann wegen mangelnder 
missio canonica nur noch vereinzelt ertheilt werden. Das fino Zu⸗ 
ſtände, die möglicherweiſe Roch Jahrzehnte andauern könnten. Die 
Regierung weiß ſich von jeder Verantwortlichkeit für das Entſtehen 
dieſer Zuſtände frei. (Widerſpruch im Zentrum.) Der Kampf dreht 
ſich in ſeiner Geneſis um eine Reihe äußerer Fragen, die das innere 
Leben der Kirche nicht berühren. Laſſen Sie ſich durch die außer⸗ 
gewöhnliche Form der Vorlage nicht irre machen, auch nicht durch die 
formale Abweichung von dem Staatsminiſterialbeſchluß und durch das 
Nichteinverſtändniß der Kurie. Gegenüber den beſtehenden Zuſtänden 
kommt es vor Allem auf eine Wiederherſtellung geordneter Diözeſan⸗ 
Verhältniſſe an. Die Machtſtellung des Staates wird durch dieſe 
Vorlage nicht alterirt. Wer geglaubt hat, daß die Regierung nach 
der Aufnahme, welche ihre Entſchließungen in Rom gefunden, die 
Vorlage zurückzichen werde, der muß abſonderliche Begriffe von der 
Selbſtſtändigkeit der Regierung eines großen Staates haben. Was nun 
die Vorlage ſelbſt anbetrifft, ſo muß die Regierung auf den Art. 4 das 
allergrößte Gewicht legen. Die Regierung hat bei Herſtellung geord⸗ 
neter Diözeſanverhältniſſe die Möglichkeit, einen oder den anderen der 
aus dem Amt entlaſſenen Biſchöfe in fein Amt zurückkehren laſſen zu 
dürfen, nicht außer Erwägung laſſen können. Auch der Art. 5 hat 
eine eminente Bedeutung. Es handelt ſich nun darum, dieienigen 
Härten und Kolliſionen zu vermeiden, welche eine unbedingte Anwen⸗ 
dung der Maigeſetze im Gefolge hat. Da ein gemeinſamer Rechts⸗ 
boden für Staat und Kirche fehlt, muß man die politiſchen Geſichts⸗ 
punkte vorwalten laſſen, in gewiſſen Fällen die Juſtiz der Verwaltung 
unterordnen, um die täglichen Konflikte zu vermeiden. Dies iſt beſon⸗ 
ders die Tendenz der Art. 2, 7 und 9 und wenn es uns auch ſchwer 
wird, ſo haben wir uns doch dazu entſchloſſen, da es ſich ja meiſt um 
Delikte handelt, welche vom moraliſchen Standpunkt nicht strafbar find, 
für deren Ahndung eben nur politische Momente ſprechen. Durch die 
bloße Annahme der riot würden wir ſchon einen großen Fort: 
ſchritt machen. Die konkrete Behandlung der einzelnen Fälle in den 
verſchiedenen Diözeſen kann ſich nach der jedesmaligen politiſchen Lage 
und Auffaſſung richten. Verweigern Sie aber der Regierung dieſe 
Vollmacht, dann ſind wir darauf angewieſen, in jedem beſonderen 
Falle parlamentariſche Verhandlungen anzuknüpfen, welche immer 
außerordentlich viel Zeit erfordern. Die Kurie ändert ihre Entſchlüſſe 
nach der jeweiligen Situation. Ihre jetzige Aeußerung gegen die Vor⸗ 
lage iſt erfolgt, als ſie von dem vorliegenden Geſetz noch keine Kennt⸗ 
nik hatte. Ich glaube wohl, daß Sie der Staatsregierung die Mög⸗ 
lichkeit bieten ſollen, durch Annahme der Vorlage vielleicht ein 5 
genkommen der Kurie zu provoziren. Die Ace wird die Re⸗ 

ierung den geiſtlichen Oberen nicht erlaſſen. Aber ich glaube, daß ein 
Bischof wohl darauf eingehen kann im Intereſſe der Diözeſe, und wenn 
er jetzt zurückkehrt, glaube ich, zieht er nicht, wie verſchiedentlich geſagt 
wurde, als Triumphator ein, ſondern durch die gemachten Erfahrungen 


y 


gedrängt und überzeugt von der Nothwendigkeit für feine Diözeſanen. 
Wir wollen Frieden mit der katholiſchen Kirche und würden es vor 
der Geſchichte und unſerem Gewiſſen nicht verantworten können, wenn 
wir nicht Alles thun, um zu dieſem Frieden zu gelangen. In dieſem 
Sinne empfehle ich Ihnen die Annahme der Vorlage. (Beifall rechts.) 

Zum Worte melden ſich gegen die Vorlage 18 Redner: Dr. Falk, 
Windthorſt, v. Stablewsti, Virchow, v. Huene, v. Heereman, Gneiſt, 
v. Cynern, Kantak, Lieber, Bachem, Meyer (Breslau), Sachſe, von 
Schorlemer⸗Alſt, Rickert, Loewe (Bochum), beide Reichenſperger! für 
die Vorlage melden ſich 10 Redner: v. Hammerſtein, v. Zedlitz, Graf 
Wintzingerode, Graf Limburg⸗Stirum, Stöcker, v. Zitzewitz, Kropatſchek, 
Stroſſer, Dr. Wehr, v. Kröcher. E 

Der erſte Redner nach dem Iiſtündigen Vortrage des Kultus⸗ 
miniſters iſt der Abg. Dr. Falk (gegen die Vorlage). Der Herr 
Kultusminiſter bat” in zutreffendſter Weiſe hervorgehoben, daß der 
Staatsminiſterialbeſchluß vom 17. März d. J. hochwichtig iſt. Wenn 
Sie ſich den Inhalt deſſelben urd das, was der Herr Miniſter noch 
authentiſch über denſelben mitgetheilt hat, vergegenwärtigen, ſo werden 
Sie ſofort die Folgerung gerechtfertigt finden, daß der Standpunkt, 
der in dem Beſchluß niedergelegt iſt, durchaus mit dem übereinſtimmt, 
der an dieſer Stelle in vergangenen Zeiten mehr als einmal zum 
Ausdruck gekommen iſt, und daß dieſer frühere Standpunkt in dem 
Meniſterialbeſchluß einen ſehr prägnanten Ausdruck bekommen bat: 
den es wird für das Vorgehen der Regierung als Vorausſetzung ge⸗ 
fordert der ſichtlich und in Thatſachen ausgedrückte Beweis dafür, daß 


gegeben werde. Vor Allem wird von einem Verhalten der Geiſtlichkeit 
geſprochen, das eines Entgegenkommens würdig wäre. Der Miniſter 
hat weiter darin Recht, daß, mit Ausnahme einer einzigen, in allen 
Parteien dieſer Standpunkt volle Billigung gefunden hat, und daß 
man jene Vorausſetzungen nicht nur für das Eine oder das Andere in 
Anſpruch nehmen müſſe, ſondern für das Ganze. Ich babe daher auch 
nur gemeint, daß in Bezug auf das Ganze der frühere Standpunkt 
feſtgehalten worden ſei. Die klare und präziſe Faſſung des Be⸗ 
ſchluſſes, das energiſche und doch maßvolle Gefüge der Sätze drängt 
zu der Annahme, daß bei ſeiner Formulirung die Feder des mächtigen 
Mannes thätig geweſen ſei, der an der Spitze der Regierung ſteht, 
und der es wiederholt ausgeſprochen hat, daß, wenn die Lücken der 
Geſetz gehung erſt durch Geſetze ergänzt ſeien, die Regierung ſich hinter 
dieſem Bollwerk ausdauernd und abwartend in die Defenſive ſtellen 
könne, bis von der andern Seite ein friedliebender einſichtigerer Mann 
käme, als der war, der damals die Geſchicke der römiſchen Kirche 
leitete. (Hört.) Am 12. oder 13. April iit dieſer Beſchluß ve 

licht worden; damals entſprgeh er unzweiſe haft em, Sta; 
der Regierung. Auch epeſche vom 
{ 5 95 Mf a i 1105 ae 

Was hatte man alfo zu erwarten? 
die Biſchöfe, nach jenem Breve q gern Paulus 
im Zentrum: An den Erzbiſchof) — zu der Zeit war er 
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Nele 
es nicht 
gegenkommen auf Seiten der Regierung. Iſt die Geiſtlichkeit nun ent⸗ 
gegengekommen? Denken Sie an die Dortmunder Verſammlung! Hat 
der Papſt ſeiner friedlichen Geſinnung eine ſolche prattijche Folge ge⸗ 
geben? Vor wenigen Tagen hätte man noch meinen können, das ſtehe 
doch in Ausſicht. Kann man heute, nach der Veröffentlichung der 
Aktenſtücke und den beſtätigenden Erklärungen des Miniſters noch im 
Entfernteſten daran denken, daß etwas Entgegenkommendes geſchehen 
ſei. Nein, die Vorausſetzungen ſind unerfüllt geblieben, und doch dieſe 
Vorlage, die auf einem für uns gar nicht neuen Standpunkt beruht⸗ 
Dieſen Standpunkt haben die Herren von jener Seite (rechts) und 
vielleicht noch richtiger Organe, die ihnen nahe fieben, ſeit langer Zeit 
als den allein richtigen vertreten. Und nun eine ſolche Vorlage, die 
den Begriff der Vollmachten nicht auf die Negative beſchränkt, d. h. 
auf die Befugniß, von maigeſetzlichen Beſtimmungen abzuweichen, ſon⸗ 
dern die Möglichkeit giebt, daß die Verwaltungsbehörden an die Stelle 
der geſetzlichen Beſtimmungen neue Beſtimmungen mit gleicher Wirk⸗ 
ſamkeit ſetzen. (Sehr wahr!) Der Gedanke der Vollmacht, von dem 
wir fo viel in den Regierungsorganen leſen, ijt nicht der einzige des 
Entwurfs, ſondern eine Reihe Beſtimmungen enthalten geradezu eine 
Aufhebung der Geſetze ohne den Weg oder vielmehr den Umweg der 
Vollmacht. Bei ſolcher Entwickelung der Dinge iſt allerdings der 
frühere Standpunkt aufgegeben, daß für eine Aenderung der Geſetze 
eine nothwendige Vorausſetzung ſei, daß eine Garantie beſtehe, mit 
einer ſolchen Aenderung auch zu einem geſicherten Frieden zu kommen. 
Man motivirte dieſen Standpunkt früher damit, daß ohne eine jolche 
Garantie eine große Gefahr, wenn nicht eine unbedingte Gewißheit 
dafür vorbanden fei, daß ſchwer errungene Poſitionen nußblos 
aufgegeben werden, daß man dann nicht weiter ſein werde als 
früher, und daß ein Vorgehen ohne dieſe Garantien leicht als 
ein Ausdruck des mangelnden Vertrauens auf die Gerechtigkeit 
der Sache der Regierung betrachtet werden könne und dieſer 
Umſtand bedauerliche Wirkung, haben werde. Man 
nun gewöhnt, eine ſolche Garantie in der Anzeigepflicht 
Namentlich wenn man ſich des noch wee Geleſenen und 
Gehörten erinnert, ijt der Zweifel wohl erlaubt, ob in 

Anzeige wirklich eine Garantie gelegen hätte und 


zu finden. 
10 des heute 
einer ſolchen 
nicht blos etwa ein 


dieſer Punkt nicht ohne Grund die Meinung erregt, hier könne in 


den, denn das iit vollkommen richtig, daß der heftigite Theil der Bee 
wegung, durch die wir gegangen ſind und in der wir noch ſtehen, ſich 
an dieſen Punkt knüpft, und daß ein großer Theil der Pater e 
ſetze keinen Boden zur Anwendung mehr findet, wenn dieſer Pflicht 
genügt wird. Obwo nl nun das jüngſte Breve vom 24. Februar ſchla⸗ 
gend darthut, daß es ſich hier um nichts handeln könne, was gegen 
das kirchliche Weſen ginge, macht die Kurie dennoch nicht dieſe Kon⸗ 
zeſſion, und dennoch kommt dieſe ) 
a E Tagen, welche Gründe die Regierung beſtimmt : 
den früheren Standtpunkt zu verlafien, und bin wohl auf dieſelben 
Gründe gekommen, die wir geſtern in einem Blatte zu leſen bekamen, 
das eine gewiſſe Beziehung zur Regierung in dem Augenblick ſicher 
nicht verleugnen wird, wo es zugleich dieſes Aktenmaterial publizirt. 
Andere Gründe hat auch der Miniſter heute nicht angegeben, und wolle 
er mir das Bekenntniß nicht verübeln: wenn etwas mir den jetzigen 
Standpunkt der Regierung unerklärlich ma E ſo iſt es jener veri 
lichte Briefwechſel und das, was heute der 


aben können, 
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mehr — (Deiterfeit) Anzeige zu machen und ſodann cin weiteres Ent 


hat ſich 


Hoffen. Wohl aber hat der Miniſter mit Recht angedeutet, daß gerade 


einem dem Geſetz entiprechenden Handeln eine Garantie gegeben wer⸗ 


Vorlage! Ich fragte mich vor 


N iniſter ergänzend binge 
fügte. (Hört!) Drei Momente ſpringen aus jenem Kommunigus der 


begründen dieſen 


„Nordd. Allg. Ztg.“ in die Augen. Das eine iſt. die e müſſe 
doch dem Papfte mit sg ſagen können, was fie ihm entgegen- 
bringen könne; darum die Vorlage und darum auch die Eile der Vor⸗ 
lage. Ob dieſer Geſichtspunkt einmal in der Dergangenbeit zuge⸗ 
trofien hat, will ich nicht unterſuchen; aber in dieſem Augenblick, bar: 
über ſind wir wohl alle einig, trifft er nicht mehr zu. Sodann wird 
von der Pflicht der Regierung, ihre Friedensliebe zu bethätigen, ge⸗ 
ſprochen; hierauf komme ich ſpäter zurück. Endlich wird als Haupt⸗ 
grund ein Gedanke bezeichnet, der auch heute, aber Gott ſei Dank in 
einer andern Weiſe, die Rede des Kultusminiſters durchzogen hat, näm⸗ 
lich, daß der Staat dieſe Dinge nur durch die Staatsgeſetzgebung regeln 
könne. Ich war förmlich erſchrocken, wenn man auch mit den Worten 
blos Zeitungsangriffe der liberalen Partei abweiſen wollte, doch in 
einem ſolchen Blatt zu ſolcher Zeit gedruckt zu leſen, die Regierung 
habe den Muth gehabt, ohne Rückſicht auf die andere Seite ſich 
auf den Boden ihrer Geſetzgebung zu ſtellen. Darum ſagte ich, 
Gott ſei Dank! Der Miniſter hat nun geſagt: es iſt ja nie möglich, 
daß in einer anderen Weiſe vorwärtsgegangen wird, als auf dem 
Boden der Landesgeſetzgebung, und wer hat denn je einen anderen 
Gedanken gehabt? Der Kultusminiſter hat in voller Kontinuität mit 
der Auffaſſung der Regierung es von ſich gewieſen, daß die Verhand⸗ 
lungen in Wien oder ſonſtwo auf einen Vertrag oder gar ein Kon⸗ 
kordat abgesielt hätten; dieſelben ſeien vielmehr nur ein Informations⸗ 
verfah.en geweſen, durch welches man diejenigen Punkte finden wollte, 
in denen man mit der Geſetzgebung weiter vorwärts käme. Aber 
weil dieſer Gedanke der Regierung nichts Neues iſt und uns allen, 
vielleicht mit Ausnahme unſerer heftigſten Gegner, ein gänzlich unbe⸗ 
ſtreitbarer war, daß nur die Regierung entſcheiden kann, darum kann 
ich dieſem Geſichtspunkt ein ſo mächtiges Gewicht, wie ihm beigelegt, 
worden, nicht beilegen und in der Bethätigung des alten Gedankens 
keine Beruhigung dafür finden, daß die früher der Regierung inne⸗ 
wohnende Beſorgniß eine ungegründete geweſen ſei. Ich möchte ſehr 
gern die Frage, ob die Beſorgniß unbegründet ſei, bejahen, aber nach 
dem Eindrude, den in weiten Kreiſen dieſe Vorlage gemacht hat, kann 
ich das nicht, im Gegentheil, ich muß darin Belege für die Berechti⸗ 
gung jener Beſorgniß finden. Wollen Sie mir zwei Thatſachen aus⸗ 
ujprechen erlauben: die eine, daß der Papft biaber nur Worte des 
Friedens gehabt hat; vor einigen Tagen konnte man noch darüber 
ſtreiten, in dieſem Augenblickeiſt es unmöglich; und auf der anderen Seite 
die Thatſache, daß von der Staatsregierung gegenüber dieſen Worten 
eine That verlangt worden iſt und zwar in formellſter Weiſe unter 
Zuſtimmung des Landes; und die dritte Thatſache, daß die Thatſache 
nicht geſchehen iſt, daß ſie auch eine lange Weile nicht geſchehen wird, 
und daß dennoch die Staatsregierung mit einer Vorlage an die Häuſer 
des Landtages gekommen iſt, welche weiter geht in ihrem Inhalte, 
als es zuläſſig geweſen fein möchte, wenn der Papſt die verlangte 
That gebracht hätte. Unter ſolchen Umſtänden iſt es da wohl mög⸗ 
lich, daß man ſich auf eine Argumentation beruft, wie wir ſie 
geleſen haben von dem Einnehmen des rein ſtaatlichen Stand⸗ 
punktes oder gar, daß man in dieſer Einnahme die bes 
ſonders wichtige Thatſache, ein Zeichen von ungeſchwächter Kraft der 
Staatsregierung erkennt? Iſt es nicht faſt umgekehrt ein unausbleib⸗ 
licher Schluß, daß das, was ich früher als Beſorgniß ausſprach, 
nunmehr irklichkeit geworden ijt, daß man in weiten Kreiſen 
die Meinung hegt, daß der Staat nicht mehr das volle Vertrauen auf 
die Gerechtigkeit ſeiner Sache habe und ihm ein Theil der Eigenſchaft 
verloren gegangen ſei, durch deren Bethätigung Rom ſo viel Siege 
erfochten hat und durch welche es allein Deren: werden kann, nämlich 
die zähe Ausdauer. (Sehr wahr! Beifall links.) Sehen Sie doch hin⸗ 
ein ins Land. Ich will bei den Stimmen ſtehen bleiben, wie ſie zu⸗ 
nächſt von befreundeter Seite in großen Mengen aus weiten Kreiſen 
an mich herangekommen ſind. Die größte Erregung ruft es hervor, 
daß als ein zwingender Punkt dieſes Geſetzes das Recht zur Rück⸗ 
berufung der od A Alco Geiſtlichen angeſehen wird. Die Motive 
rtikel mit Bezugnahme auf das Begnadigungsrecht 
e, und in der That, liegt die Gestattung der 9 üdte Y und 
1 = - 2 i [eo we Naw. Mas a mtaltcher 
Das Mindeſte, was für die Ausübung einer Begnadigung 9 ordert 
werden muß, iſt doch die Gewißheit, daß in Zukunft ein geſetzliches 
Verhalten eintreten werde. (Sehr wahr!) Nun, glauben Sie etwa, 
daß Sie dieſe Garantie bekommen werden? Liegt nicht darin die For⸗ 
derung, unter ſchwierigen Verhältniſſen kundgegebene Auffaſſungen, oder 
nennen Sie es Ueberzeugungen, aufzugeben und ihnen untreu zu wer⸗ 
Oder denkt man etwa, heute ſei es nicht mehr ſo, heute könne 
es kommen, daß ein Biſchof anders handle, als es in Rom für Recht 
Ben oder befohlen wird? Solche Gedanken find ein frommer 
unid), und obwohl die Vorausſetzung zur Begnadigung nicht erfüll⸗ 
bar ijt, fo wird dennoch die Rückkehr der Biſchöfe in Ausſicht genom⸗ 
men. Es wäre ja nur noch ein Gedanke möglich, etwa der: 
ein Biſchof, der ſeinen Sitz wieder einnimmt, unterwirft ſich 
durch die Thatſache ſeiner Wiedereinnahme den Geſetzen. Aber 
o tft es dennoch nicht. Stellen Sie ſich einmal auf den 
Standpunkt der Kirche, fie mißachten den Richterſpruch, der 
ihnen das Amt entzogen hat, ſie betrachten ſich nach wie vor als 
iſchöſfe von Münſter und von Limburg als Fürſtbiſchof von Breslau, 
als Erzbiſchof von Köln, ſie üben ihr Amt nach wie vor (Unruhe) 
und um das zu können — es liegt hier ein weit verbreiteter hum 
der öffentlichen Meinung vor — haben ſie ſich freiwillig ins Ausland 
begeben, und ſie weilen zum Theil an Orten, die öffentlich wenigſtens 
nicht bekannt ſind. Für dieſe Männer hat doch jener Richterſpruch, 
jene Entlaſſung aus dem Amt nur die Bedeutung eines thatſächlichen 
Hinderniſſes, und wenn dieſes beſeitigt iſt, warum Rn der Biſchof von 
dieſer Erleichterung keinen Gebrauch machen? bleibt doch ſein Stand⸗ 
punkt unberührt. Ich weiß nicht, ob ich den Herrn Kultusminiſter 
recht aufgefaßt habe, wenn die Andeutung beſtand: irre man ſich in 
einer günſtigen Würdigung des Biſchofs, ſo könne man zu demjenigen 
greifen, was man aus dem Geſetz als Hülfsmittel habe; man könne 
alſo, würde ich weiter folgern, das, was man früher „Abſetzung“ nach 
dem neuen Entwurf „Unfähigkeit im Amte“ nennt, immerhin durch 
formelles Verfahren wieder verhängen. M. H., wer hält das für 
möglich? (Sehr richtig! pr y es wirklich denn wahr, daß bei 
ſo tiefgehenden Fragen, die unſer Land ſo erſchüttert haben und einen 
großen Theil der Bevölkerung, und noch weiter erſchüttern werden, 
nit, man könne es heute einmal fo und morgen fo machen? (Sehr 
wahr! links.) Das it eine Illuſion! Und nun bitte ich Sie, ein 
bischen F in die Zeit der bekannten Exeigniſſe, die man die 
kölner Wirren nennt, pon Anfang der dreißiger bis Anfang der vier⸗ 
ga Sabre, die in unſerem Lande nicht vergeſſen find. (Rufe: Nein! 
ein! rechts) Wo das Gedächtniß erloſchen war, oder wo man die 
Thatſachen nicht kannte, da ſind dieſelben lebendig oder bekannt ge⸗ 
worden durch die Ereigniſſe unſerer letzten Tage. Und nun erinnern 
Sie ſich an das, was die Erzbiſchöfe Dunin und ge ges 
than haben und nehmen Sie in der bekannten Sammlung die Urkheile 
iu Hand, die in den letzten Jahren gegen die aus dem Amt entlaſſenen 
Bischöfe ergangen find, und wenn Sie die Verfehlungen beider mit 
einander vergleichen, wohin ſinkt da die Wagſchale? Wie wenig im 
1 hat der Erzbiſchof 985 gethan, und wie ſchwer haben 
ſich dieſe jungſt entlaſſenen Bischöfe de Der Erzbiſchof Droſte 


kam nicht wieder auf ſeinen Stuhl, die Biſchöfe ſollen aber wieder 
links.). Wer danach fic) noch 


e 
wundern kann, daß m a eine ganz weittragende 
Bedeutung beimißt, deſſen Gedankengang kann wenigen nacht 
verfteben. Es iſt nur zu erklärlich, daß daraus die Ueberseugun 
fommt, zuerſt die unbewußte Empfindung, — der Staat doch ee 
am Ende nicht hoch genug von fic) felber denkt. (Sehr richtig! Hört! 
drt! links), nicht hoch genug von der Souveränetät feiner Geſetze. 
bo! rechts. Sehr richtig! links) Können Sie ſich denn wundern, 
Beftimmungen von ſolcher Wirkung auch auf den ag Geſetz⸗ 
entwurf ihre Schatten werfen, daß man den Geiſt, in dem dieſer Ge⸗ 


ſetzentwurf diktirt iſt, aus dieſen Beſtimmungen zu erkennen meint und 
daß auch andere Beſtimmungen des Geſetzentwurfs, die vielleicht für 
ſich ſolch Gepräge nicht tragen, von einem Schatten bedeckt werden. 
Ich wende mich nun zu der gegneriſchen Seite und komme zunächſt auf 
den bisher unberührten Gedanken, der jeder der von dem Kultus⸗ 
miniſter bezeichneten Wandlungen die Auffaſſung der Staatsregierung 
zu Grunde legt, nämlich ſeine Pflicht zu thun in dem Sinne, daß man 
ſich friedfertig zeige, ſoweit es eben gebt. Da liegt denn doch der 
weitere Gedanke zu Grunde, daß dieſer Beweis der Friedfertigkeit nicht 
ohne Eindruck auf die Bevölkerung ſein könne, namentlich wenn gleich⸗ 
zeitig vielleicht auf demſelben Wege dargethan wird, daß die andere 
Seite ein entſchiedenes Mindermaß an Friedensliebe, wenn nicht gar 
Mangel an ſolcher hat. Ich würde gegen meine Auffaſſung reden, 
wenn ich dieſen Schlußfolgerungen nicht eine gewiſſe Bedeutung bei: 
mäße. Ich bin nicht der Meinung, dieſer Geſichtspunkt könne etwa 
nur in diplomatischen Kreiſen — ich will direkt jagen — von Eindruck 
ſein, ſondern ich bin überzeugt, daß er auf alle Selbſtdenkenden Ein⸗ 
druck macht, insbeſondere auf denjenigen Theil der katholiſchen Bevöl⸗ 
kerung, der bisher zur Staatsregierung geſtanden hat. (Unruhe.) Das 
ift meine Ueberzeugung: Damit ijt die Wirkung zu Ende und dahin 
trägt fie nicht, wo ſie allein von Bedeutung ſein könnte, auf die große 
Menge der katholiſchen Preußen in Deutſchland, die bisher das Zentrum 
in die parlamentariſchen Verſammlungen geſchickt hat. Es iſt ja ſchlimm, 
wenn man Wünſche, die man ſelbſt gern theilen möchte, nicht theilen 
kann, ſondern als fromme bezeichnen muß. Warum beginnt an jener 
Stelle die Grenze für die Wirkſamkeit der Haltung der Staatsregierung? 
Nun, liegt es denn nicht, wenn man die Vergangenheit der letzten 7 
Jahre bedenkt, vor unſer Aller Augen, daß es der politiſchen Zentrums⸗ 
partei, daß es der Geiſtlichkeit gelungen iſt, die irrige Auffaſſung in 
der katholiſchen Bevölkerung zu erzeugen und zu ſeſtigen, es handle ſich 
um einen Kampf gegen ihren Glauben. (Sehr richtig! im Zentrum.) 
Es iſt recht ſchwer geworden, die katholiſche Bevölkerung in dieſem 
Glauben zu erhalten (Oho! im Zentrum), ſie zu beſtärken, daß man 
in Folge deſſen Po cp nnd dulden müſſe, denn damit allein komme 
man zum Ziele. Bis vor Jahr und Tag konnten Sie keine That⸗ 
ſachen bringen, daß ein ſolches Verhalten zum Ziele führen könnte. 
Vor Jahr und Tag haben ſich Entwickelungen gefunden, die Ihnen 
allerdings Ihre Arbeit erleichtert und Ihren Erfolg vermehrt haben. 
Dies konſtatirt die Regierung ſelbſt. Es beißt in einem Schreiben 
vom 20. April d. J., ſeit dem Antritte des Herrn Kultusminiſters 
ſeien erhebliche Konzeſſionen ſeitens des Staates gemacht worden, 
ohne daß die andere Seite etwas gethan hätte. (Hört, hört! links.) 
Und nun ſollte es Ihnen nicht das leichteſte Spiel bereiten, dieſer Be⸗ 
völkerung klar zu machen: Seht ihr, das iſt der Erfolg eures Kämpfens? 
(Sehr wahr! links.) Und man giebt ſich ſolchen Thatſachen gegen⸗ 
über der Hoffnung hin, es könnte ein Dankgefühl der katholiſchen Be⸗ 
völkerung für den Inhalt der Regierungsvorlage kommen. Ho nenen 
links und im Zentrum.) Es iſt traurig, daß man ſolche Hoffnungen 
nicht hegen kann, aber es iſt nothwendig, auf dieſe Täuſchung in der 
Argumentation des Kultusminiſters aufmerkſam zu machen. Als einen 
Erfolg wird man es auffaſſen, als einen erſten Schritt des Gegners, 
der endlich ſeine Schuld einſieht. (Beifall links; Lachen im Zentrum.) 
Daraus entſpringt dann auf jener Seite die Ueberzeugung, daß das 
weitere Ausharren auch weitere gute Früchte bringen muß, daraus 
eutſpringt nicht Friede, ſondern weiterer Kampf. (Sehr richtig!) So 
weit ich die Stimmen der gegneriſchen Seite ſehe, bethätigt ſich dieſe 
Auffaſſung bereits. Es iſt vor kurzer Zeit ein angebliches Wort des 
päpſtlichen Nuntius zu Paris durch die Zeitungen gegangen: „Wir 
a! Bismard mürbe gemacht, follen wir uns da vor Grevy und 
ambetta fürchten?“ Ich weiß nicht, ob der Nuntius das geſagt, ich 
weiß, daß das mit dem Mürbemachen des Bismarck eine Thorheit it. 
Sehen Sie doch die Depeſchen, die er geſchrieben hat, an; aber auf 
das, was wirklich iſt, kommt es hierbei nicht an, ſondern auf die feſt⸗ 
ſtehende S der Menge, von dem was iſt, und dies ſcheint 
mir der Standpunkt der Depeſchen, die würdig find der Staatsregie⸗ 
rung und des Mannes, der ſie geſchrieben. Meine Herren, die katho⸗ 
liſche Bevilfery q, von der ich ſprach, lieſt dieſe Depeſchen nicht, fie fieht 
ein Nachgeben VES Srägles gegenuber von Drohungen des Papítes, fieht, da 
der Papſt auf eng Standpunkte beharrt, und zieht den Schluß, daß auch 
ie auf dem i ng: beharren müſſe. Ich weiß nicht was aus der Vor- 
age werden wird, aber ſelbſt, wenn ſie verworfen wird, ſo fürchte ich, 
daß damit der Schaden, der durch die thatjächliche Einbringung der 
Vorlage verurſacht wird, nicht geheilt iſt. (Sehr wahr! links.) Wer 
von uns möchte in Bezug auf den Mangel an Seelſorgern, der vor⸗ 
liegt, nicht die Sympathien haben, die in dem Schreiben vom 20. 
April ausgeſprochen ſind, und die der Kultusminiſter uns weiter dar⸗ 
gelegt hat, obwohl ich nicht umhin kann, einen Zweifel 15 1 zu 
äußern, ob das ziffermäßige Ergebniß der Vakanzen in der That ein 
adäquater Ausdruck für den wirklichen Mangel an Seelſorgern iſt? 
Noch nicht genügend betont iſt aber, daß in der That der Staat an 
der Sache keinen Antheil hat, ſondern die andere Seite, daß, wenn er 
ſich bemüht, die Geduld der anderen Seite auszugleichen und gut zu 
machen, er ſehr leicht ſich dem Lichte ausſetzt, als ob er doch der ſchul⸗ 
dige Theil ſei. Wie klar es iſt, daß die Schuld auf der anderen Seite 
liegt, dafür erlauben Sie mir ein hiſtoriſches Bild eines Mannes zu 
wiederholen, der ſehr erfahren auf dem Gebiete der Kirchengeſchichte 
und des Kirchenrechts iſt, und welcher den Charakter der Verhinderung 
der W y durch die Kurie als den eines modernen Interdikts be⸗ 
eichnete. Das Verhalten der Kurie ijt wirklich ein modernes Inter⸗ 
ikt. Der Kultusminiſter iſt ſich wohl bewußt, daß bei Lage der Ge⸗ 
lebgebeng ein Erfolg nicht zu erwarten ſtehe, wenn nicht von der an⸗ 
dern Seite mindeſtens dasjenige geſchehe, was einmal in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt war und für verlorene Mühe erklärt worden iſt. Gleichwohl 
1 ſich der Kultusminiſter der Hoffnung hin, daß die Kurie in wei⸗ 
er und verſtändiger Prüfung der geänderten Sachlage zu Entſchlie⸗ 
zungen kommen werde, denjenigen entgegen, die fie eben erſt verkündet 
at. Ich weiß wohl, daß die Kurie ſich nach dem thatſächlich gege⸗ 
enen Verhältniß richtet. Aber die Folgerung kann ich nicht ziehen, 
daß in einer überjehbaren Friſt der Standpunkt der Kurie ein anderer 
ſein werde. Warum zieht man nicht das Sichere vor, noch etwas zu 
warten? Bei dieſem Punkte hat der Miniſter eine Redewendung ge 
braucht, von der ich wünſchte, fie wäre nicht gebraucht. Er erwartete von 
der Gewiſſenhaftigkeit und dem Patriotismus der Landesvertretung, daß 
man ſich ſeinen Anſchauungen anſchließe. Es mag nicht gewollt ſein, 
aber es liegt doch der Vorwurf darin, daß diejenigen, welche ſich nicht 
anſchließen, das Maß von Gewiſſenhaftigkeit und Patriotismus nicht 
beſitzen (Obo!), welches von ihnen gefordert werden kann, 
namentlich in einer Zeit, wie der jetzigen. Wenn ich es als eine für 
mich völlig unabweisbare Pflicht gehalten habe, mit allen meinen 
Kräften gegen die Vorlage zu ſprechen, weiß Gott, es iſt nicht aus 
Mangel an Patriotismus geſchehen. Ich hatte anfänglich die Abſicht, 
einen Geſichtspunkt hervorzuheben, den man zu Gunſten der Vorlage 
eltend machen könnte, um ihn als nicht gubcelien zu charakteriſiren. 
ch habe die Anſicht gehört, daß dieſe Vorlage geeignet ſei, das Zen⸗ 
trum zu mindern oder gar zu ſprengen. Nach den e der 
letzten Tage, nachdem wir den Gang der Verhandlungen detaillirt er⸗ 
fahren, werden die Leute, die ſolche Gedanken hatten, ſelbſt einſehen, 
daß hier der Wunſch der Vater des Gedankens war. Ich komme nun 
u dem Punkte, den der Minifter beſonders betont hat, nämlich Die 
orm der Vorlage, die Forderung von Vollmachten. Die ſtgatsrecht⸗ 
lichen Geſichtspunkte werden nachher Erörterung finden. Auch die 
rage, ob die Parallele, die der Kultusminiſter mit Oeſterreich gezogen 
at, zutrifft, ob nicht am Ende po ein Unterſchied zwiſchen einem 
atholt chen und einem evangeliſchen Staat ijt, will ich nicht erörtern. 
[ ines will ich hervorheben. Man hat vordem und zur Zeit, als 
dieſe Geſetze erlaſſen wurden, als einen Vorzug betrachtet, daß geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen an Stelle des Ermeſſens des jeweiligen Miniſters 
treten. * Männer haben dies anerkannt, die man jest wegen dieſer 
Auffaſſung Rechtsfanatifer zu nennen pflegt, namentlich ſolche, die die 
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nicht geſagt haben, daß ich (elie 1 

die Lage kommen könnte, der Staats - Regierung 
zu geben. Allerdings dann, wenn dieſelben nicht 
d. p. durch Hinzufügung eines beſtimmten Erlöſchung ‘ 
währt werden, fondern auch materiell einen gewiſſen Inhalt! tin 
Ich würde aljo, wenn von Seiten der Kudie die Anzeigepflich; 
weitem Maße geübt wäre, der Staatsregierung, un: der verwall 


$ i i i en, cine 
Gemeinde bald zu einer ordentlichen Seelſorge zu verbelf Störungen 
gewähren, 

e Bord 

ſetzungen liegen aber ni lang, 
die einen Beſchluß der verwaltenden 
ſchluſſes der geſetzgebenden ſtellen. 3 
doch nicht über die Bedenken, die mit der 
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kommt ihnen dabei noch Eins zu Hilfe: das tft der Zug der Zeit 
Beiſpiel dafür bietet folgender Vorgang: als nach dem! 
der oktroyirten Verfaſſung der Miniſter Ladenberg d 
aufforderte, ſich darüber ins Einvernehmen zu ſetzen, wie die be 
Verfaſſungsparagraphen aktuelles Recht werden könnten, el gelbf 
die Biſchöfe, das ſei gar nicht nöthig, da die Verfaſſungsartile atte | 
bereits wirkliches Recht ſeien, von welchem fie Befig genommen b I 
Dieſe Auffaſſung reipeftirte die Regierung trotz ihres vorherigen den 
egengeſetzten Standpunktes. Man ſtand damals eben unte, das 
Greignifien des Jahres 1848 und ſah in der katholiſchen Side ad | 
beſte Mittel zur Bekämpfung der Revolution. Wollen wir 10 ott 
fen, nicht anzunehmen, daß auch durch unſere Tage ein verw rund f 
Zug geht, daß der von den Herren vom Centrum in anderer N! N 
oft ausgeſprochene Satz auch anderwärts Leben gewonnen Dabs der 
reußiſche Staat bedarf nach ſolchen Vorgängen zu ſeiner Criſten ich 
erbrüderung mit der katholiſchen Kirche? Weshalb ſollten 
pues Urſachen gleiche Wirkungen erzeugen? Es ijt nicht I 
ange befolgte und dann nicht angewendete geſetzliche Beſti 
auf einmal wieder anzuwenden. Die Zeit ſteht nicht ſtill. 
verſchiedenſten Gebieten kommen neue Geſtaltungen vor, 
dann formell die alten Beſtimmungen nicht paſſen. Es 
Erinnerung hinzu, daß vielleicht mit der Anwendung die Frü 
verbunden waren, welche man davon erhoffte, und jo kann 1 N 
nicht ohne Weiteres wieder lebendig machen. Auch hier berufe ! 9 
auf Thatſachen. Als jene Strömungen, die nach der Verfaſſunggen 
ihren eee im Ablauf begriffen waren, und man 
faſſung der Bifchófe nicht mehr für richtig hielt, da fand man 
ſtimmungen, von denen man behaupten durfte, ſie gelten 
es war nicht möglich, viele von ihnen wiederum auf dem 
Verwaltung in's Leben zu rufen. Man mußte die alten 
des Landrechts nach der gewonnenen Entwickelung, nach der 
Auffaſſung in neue Formen gießen und zum neuen Geſetzgehen 
ehen. Das war einer der Entſtehungsgründe jener al 
Benn es jo ift, dann liegt in der Möglichkeit, von den niederg 
Waffen jeder Zeit wieder Gebrauch zu machen, kein Mittel. 
Konflikt hintanzuhalten. Es beſteht aber auf der anderen S 
Ueberzeugung, die Waffen ſind roſtig geworden. Darf man 
lange nach Beiſpielen ſuchen? Sehen Sie doch hinüber nach follen. 
reich. Alte Geſetze follen dort belebt werden. Die Gerichtshöfe "und 
erkennen, ob fie nicht doch in desuetudinem gekommen find, t nun 
Oppoſition gegen dieſe Geſetze auf der ganzen Linie. Man. 
gejagt, man wolle die Geſetzvorlage amendiven und ihre 
an eine Zeitfriſt knüpfen. Das Gebiet iſt wirklich nicht dazu 
than; es iſt viel zu zart, es erregt viel zu viel Leidenſchaft, a. 
es möglich wäre, nach Jahresfriſt wieder andere Grundiäbe 4 
tung zu bringen. Und dann, iſt denn die Vollmacht nicht an ez 
Stellen geradezu ein Definitivum? Wenn Ende dieſes Jahn 
Biſchöfe wiederkommen, dann fehlt es zur Verlängerung 7 
macht, fie zurückkommen zu laſſen, an dem Boden. Wenn die. 
liche Vermögensperwaltung aufgehoben iſt, was bleibt dann aut fi 
längerung der Vollmacht noch übrig? Ich bitte die Herren, bade y 
Gedanken haben, in einem Worte von mir nicht etwas Verletzen Stool 
feben. Ich bin vollſtändig durchdrungen, daß dieſen Männern, in be f 
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und jetzt zu thun auf dem Wege find, nicht um etwas 

{ aje in jenem Aelita ber Kurie. Solche g 
Konflikte, wie wir fie erlebt haben, kommen wieder. at h 
Im da aoe in diejem | abrbunbert en Staat or S 
den 1 erſte Mal mit dem Jahre 40; u e Ns genannt w 


ſtattgehabten Reichstags⸗Erſatzwahl Kammergerichtsrath v. Seyde⸗ oe 


boten. Die lehrreichſte Depeſche iſt die vom 15. Mai, aus vielen Grün⸗ 
witz mit einer Majorität von 60 Stimmen gewählt worden. oF 


Hen Erfolg hatte dieſes Zurückweichen des Staats? Als die ¢ 
den nicht vom Reichskanzler, fondern vom Fürſten Hohenlohe unter⸗ 


ng, die ſich an jenes Jurückweichen anknüpfte, fo weit ge- 


Mui war, daß ſich der Staat von Neuem auf ſich ſelber beſinnen zeichnet. Sie iſt nach Stil und Inhalt nicht für die Diplomatie, ſon⸗ ; 3 ; i 
wan da war der Eindruck von jener Niederlage jo mächtig, Dak | dern für das profanum vulgus geſchrieben. (Unruhe und Heiterfeit.) Sondershauſen, 28. Mai. Nach dem jetzt vorliegenden | 
Sri iner, der in feinem Innern auf Seite des Staats war, fich bet | Darin erkläre der Verfaſſer ganz un verfroren, man glaube eine Ergebniſſe der Reichstagswahl im Fürſtenthum Schwarzburg⸗ 4 
Mh, t und feine ſchützende Hand zurückzog. Ein Zurückweichen ijt | amtlichen Erklärung der Kurie nicht. Was hindert nun die Kurie, Sondershauſen erhielt Gremſe (deutſche Reichspartei) 3259, Al 
damn weniger bedeutungsvoll nach dem Grade der Anſtrengungen, | auch ihrerſeits die Erklärungen der Regierung in Zweifel zu ziehen? Lipke (national-liberal) 3391 Stimmen ; es ijt fomit eine Stich⸗ 1 
Kup vorher angewandt hat. Was der Staat geleiſtet har in [Der Schlüſſel zur Situation liegt aber in folgendem Satze: Was hilft erforderlich 2 ei 

Jahren, das bleibt zurück gegen das Maß deſſen, was er in | der Regierung eine Verftindigung, welche den Papſt zufriedenſtellt, wahl erforderlich. 1 


wenn er keinen Einfluß auf das Jentrum hat? — Inkulpat hat Peſt, 28. Mai. Der im Duell verwundete Graf Zichy A 


tete geleiſtet hat. Darum, wenn 


enten 10 Jahren auf dieſem Gebiete yat if das i 
Nenn dem Mage 7 me meter fein, be 37 — Ara 5 ere ae Wie. pad e tee fite oF ift geſtorben. 1 
] n dem ſo ift, dürfen wir da die Beſorgniß völlig unter | Ye igiöſen Bedürfniſſe will man den Frieden, ſondern aus ganz welt⸗ ¡ : 5 E utir E |! 
10 daß der Staat foviel Unterſtützung habe, als ihm nothwendig lichen politiſchen Rúdfichten. Es hat mich mit Schmerz und Erſtaunen e 11 ae Be De ne Cle- “I 
Yen Einem neuen Konflikt zu ſiegen. Ich kann mich auch nicht | erfüllt, daß heut zu Tage jo etwas amtlich von hoher Stelle aus ge- | ™ a ie ar mtag 9 N geln gegenüber im | 
1 d Vorwurfe belajten, auch nur das geringſte mitgewirkt zu ſchrieben werden konnte. Aus politiſchen Rückſichten wird hier ganz | einer Kundgebung, die bereits ſo gut wie aufgegeben war. Der⸗ | 
% pas, efe Gefahr, eine größere werde, Ae muß gegen Diet kal Sich 15 Ae in DER heiten ze A > 172 ſelbe wirft der Regierung vor, kein Vertrauen in die Freiheit zu hr | 
x ich muß unter den von mir charakteriſirten gegenwärtigen] lige Stuhl iſt aber keine Einrichtung Ar; einen Einzelſtaat, ſondern für ſetzen; die 5 foi ändi i i oh 
: gegen jede Vorlage ſtimmen. (Beifall und Ziſchen.) alle Staaten. Er kann mit ſeiner Aſpiration auf die Weltherrſchaft if Zeit, 5 Age e 0 1 | 


ein Sicheinmiſchen in die inneren Angelegenheiten der Staaten nicht 
vereinigen. Was denkt aber auch die N von den Un⸗ 
terthanen Sr. Majeſtät? Glaubt fie, daß ein Befehl des Papſtes, für 
die Samoa⸗Vorlage zu ſtimmen, irgend einen Eindruck auf uns 
gemacht hätte? (Große Heiterkeit.) Der Papſt hat uns 
in weltlichen Dingen gar nichts zu fagen! 
Ein ſehr erheblicher Theil des Zentrums hat für die Samoa⸗Vorlage 


eitimmt ; außerdem hat die Zentrumspartei nicht mit der Sozialdemo⸗ 


heit zu verſuchen. Der Miniſter des Innern erwidert hierauf, die i 
Regierung hätte eine Kundgebung nicht dulden können, deren Zweck ] 
es war, verbrecheriſche Thaten zu glorifiziren. Gerade weil die Regie⸗ 1 
rung die öffentlichen Freiheiten wünſche, wolle ſie dieſelben ſicher A 
ftellen gegen diejenigen, welche Verwirrung und Aufregung in die 
Gemüther und auf die Straße tragen. (Beifall.) Caſſagnac fragt, : 


ha Antrag des Abg. v. Schorlemer (Aljt) vertagt ſich hier⸗ 
ity ne wegen der großen im Saal herrſchenden Hitze auf eine 
nde. 

. q Wiederaufnahme der Sitzung erhält das Wort 

in Abg. Frhr. v. Hammerſtein, um zu erklären, daß feine Frak⸗ 

Hur der Vorlage zuſtimmen werde, den Motiven derſelben aber 

! ing ligung nicht zu Theil werden laſſen könne; die Partei habe 

lone ſtets die E habt, und habe dieſelbe noch, daß die 


hi me den, abhängen, ob man Gottesdienſt hat oder nicht, ob der Biſchof exiſtiren 
1 ſoll oder nicht! Wenn Sie dieſes in ſeinem Ci one unfe 


bitte de: offnung ge 4 geh, Faß die Immt 5, 8 x ut d : 5 
de zwischen Staat und Kirche auf dem Wege der freien Verein- kratie geſtimmt; fie hat fic) nur dafür erklärt, daß dieſe Partei mit n, wenn die Kund f : ; x 2 
gelegt werden müſſen. Die deutiche Regierung iſt ſtark ge.] den von der Regierung vorgeſchlagenen Mitteln nicht bekämpft werden 5 br 5 Ae Richter ſtelle e war, nicht die ie 4 
hy un. den Gang nach Canoſſa zu vermeiden. (Links. Na, na! könne, Lasker und Richter haben auch gegen die Verlängerung des 1 ; die Regierung meſſe mit zweierlei 8 
Kun Heiterkeit.) Alſo haben wir auch fein Bedenken, der Vorlaye | Sozialiſtengeſetzes geſtimmt: ftanden dieselben etwa ebenfalls unter | Maaß, ſie ſei ſtreng gegen die Anhänger der Rechten und > 
Kin men, wenn wir auch mancherlei daran geändert zu feben wün- | bem Einfluſſe des Papſtes? (Große Heiterkeit) Iſt die Zentrums: ſchone die der Linken. Clemenceau beantragt eine Tagesordnung, 
er y ber wir wollen die Beilegung des Kulturkampfes, wir wün- | partei bei wahrhaft konſervativen Intereſſen nicht thätig eingeſchritten? | in der Bedauern darüber ausgeſprochen wird, daß die Regie⸗ 
Nb wi aß der kirchliche Nothſtand unſerer katholiſchen Brüder auſhöre, Freilich haben wir nicht geglaubt, daß es konſervativ fei, das Sam⸗ rung kein Vertrauen zu dem gefunden Si É d hg) 
die Halten es für cine patriotiſche Pflicht, in die von der Vege | meln von Beeren und Pilzen zu betrafen! Ich glaube, man bat die | pase AE pt ea inne der pariſer Be- 5 
angebotene Hand einzuichlagen. Wir ſehen keinen anderen Weg, | Diplomatie dazu benutzt, um im Auslande recht aufmerkſam auf uns völkerung habe. Die Regierung verlangt dem gegenüber eine ein⸗ 4 
Br en zwiſchen Staat und Kirche zu gelangen, darum nehmen | zu machen. Es erfüllt uns jedoch mit großer Freude, daß 200 Mill.] fache Tagesordnung, welche alsdann mit 309 gegen 31 Stimmen ; 
nas Geſetz an. mit uns im Gebet für die Freiheit des Gewiſſens vereinigt find. Wir angenommen wird. 5 
% Abg. find keine fonfeffionelle Partei. Unſer Programm verlangt die Ver⸗ Wa 
theidigung der Rechte Aller, die Juden nicht ausgenommen. Wir be⸗ Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Posen. — E 
figen auch große Sympathien ber den Konſervativen in Sachſen und Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inferate qe 
den kleineren Staaten. Die Wahrung der Intereſſen der Kirche iſt der übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 12 
Was bi f hs Dan: fen eat darin u ne aor a 
as die Vorlage betrifft, fo ftebt darin, das muß ich dem Abgeord⸗ 422 ER 7 i 
neten von Hammerſtein entgegnen, von einem Proviſorium gar nichts Telegraphiſche Vörſenberichte. A 
Es enthält ein dauerndes Arrangement. In ber That iſt es Fonds ⸗Courſe. y 
fonderbar, wie man in dieſem Geſetz irgendwie den Weg M., 28. Mai. (Schluß⸗E de | 
nach Canoſſa entdecken kann. Wenn die Vorlage, wie fe 90 en e Gen at. 80 87 Wong Belt. "Y 
jetzt liegt, angenommen wird, fo würde Ba die Sage nur St A 147 . Jem . da BOL des rae 88. 563 F 1 om 
und verſchlimmern. Es ſoll von dem willkürlichen eſſen eines Einzelnen | 135° Reichsanl. 9943. Reichsbank 1494. Darmitb. 1 einn er 1 


Sin Ganzen gehen die mod 
t Ber ° t llen, d Sie den § 8 an, wonach der Minift Sapierrente 623. Golbrente 762. Ung. Goldrente 923. 1860er Looſe : 
a de de ber die Gewilrung der Peilge an die refer wid ry euttignente | 1244. 186er Lahe 317,00. | Ung. Gtaatál. 216,00. do. Oftb-Do1. IT. a 
ſcheiden könne. Ich begreife ms, wie es móglic) mer, dieſen Para⸗ ane e e 9 a nenen Th e 7 
i i : 3 ; er 
graphen hier aufzunehmen, es jet denn, um un recht klar zu machen, Salis er Rufen Sit Il. Drentanl 604. Jentr⸗Paciſte 1098, 


was man beabſichtigt. Die Kirche, die Kirchendiener und alle katho⸗ 
liſchen Laien der Gnade des Miniſters zu überlafien, ift unmöglich. Ich 
habe allerdings befürchtet, Miniſter Falk werde das Geſetz bewilligen 


Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn 


und nach Bewilligung deſſelben wieder ins Amt treten (Heiterkeit). Nach Schluß der Bórje: dir ditattien 2404, Franzoſen 2381, Gas 

Nie aan = 5 1 ca daß en EA pe 155 Se lo e 2 ee lebe Gl: ee ha Senta 15 : 

; 1 i 1 i ae . , ’ Fer. q. N 
liſche Kirche darf nicht leiden, daß ein Damo esſchwert über ihr ſchwebt, bahn — Mainy-Ludwigshafen —, 1877er Ruſſen —. 3 


das jederzeit auf fie herabfallen kann; fie kann nicht leben und nicht 
5 unter dem Fallbeil der Guillotine. Nach Annahme dieſes oe 
Frankfurt a. M., 2. Mai.  Eftelten=Sojietát. Kreditaktien i 
220. Franzoſen, 2381, Lombarden —, Iduger Pooſe —, Galizier Br 
2271, öſterreich. Silberrente —, ungariiche Goldrente 924, II. Orientan⸗ . 
leihe —, öſterr. Goldrente 763, Papierrente —, Orientanleihe : 


Aktenſtü f der Miniſter nicht ſchwarz genug gemalt. Trauer und Leichen finden 


ag den uns in der Lage eines Familienvaters, den die Seinen flehend um 1 5d 

e Votum tbe Brod bitten, und dem wir Angeſichts der von anderer Seite dar: 129,75. 1864er Looſe 174,50. Kreditlooſe 179,00. Ungar. Prämienl. y 
gereichten Mittel zurufer miifjen: „Nehmt Euch in Acht! Es fiebt 111,00. Rreditaftien a a 6,00.  Combarben 85,25. A 
aus wie Brod, es iſt Gift.“ Soll der Kampf weitergeführt werden, Galizier 254.00, Kaſch. Oderb 126,70, Parbubıger 129,50. Nordweſt⸗ a 
dann find wir dazu bereit. Unſere Munition iſt noch nicht verſchoſſen. bahn 163,50. Eliſabethbahn 186,50. Nordbahn 2450,00. Oeſterreich⸗ me 
Wir werden kämpfen bis zum letzten Athemzug. Unſere Kraft ik un⸗ ungar. Bank ——. Türk. Looſe ——. „Unionbant 109,10. Anglos N 
ler Weiſe einem Rechte der Kirche ebrochen, unſer Muth felſenfeſt. Kinder ſind wir Alle eines und Auſtr. 137,00. Wiener Bankverein 133,75. Ungar. Kredit 266,00, Be 
vernehmen mit dem heiligen beſſelben Vaterlandes; durch tauſend Fäden ſind wir an ein⸗ Deutſche Plätze 57,45. Londoner Wechſel 117,85. Pariſer do. 46,65, Bi 
geſetze nicht zuſtimmen. ee geknüpft pS wir leiden air — a DE en Me N dabei Pc . E he 125 Bb er A 
„00. O . A 5 s 1 

leidet. s ift davon geiprochen worden, die katholiſche Kirche Gernowig 165.00. Rronpr.-Rudolf 159,70. Franz-Josef 169,00. 9 


ſtrebe nach der Weltherrſchaft und wir ſtünden hier vor einer 


Phaſe in dieſem Kampfe. Das iſt unrichtig! Durch die Waffen Tbeißlooſe 107,60 


des Geiſtes, dadurch, daß wir das Evangelium in alle Lande Wien, 28. Mai. (Prtvatverkehr.) Kreditaktien 279,40, Papier⸗ 
trugen, um Kultur und Geſittung zu verbreiten haben wir die rente 72,925, ungen: Goldrente 107,35. — Feſt. Renten beliebt. a 
Welt erobert, keineswegs durch ppyſiſche Kämpfe. Redner geht ſodann renz, 28, Mai, 5 pt. Stalieniche Rente 93,90, Gold 21,90. A 
auf die einzelnen Punkte der Vorlage ein. Warum hat man an Stelle e Petersburg, 28. Mai. Wechſel auf London 2533, II. Orient⸗An⸗ | 
des Artikel 4 nicht das landesherrliche Bast niger e eintreten leihe 905. UL tanleihe 905. | 
t laſſen, mit dem man weitergekommen wäre, als mit dieſer Beftimmung? Paris, 28. Mai. (Schluß ⸗Courſe.) 2 y yl 
e Die ganze Vorlage könnte als Geje nicht einen Augenblick in Wirk⸗ 3 prox. amortiſirb. Rente 86,82}, ah Rente 85,274, Anleihe AN 
und i S ſamtelt treten, ehe nicht die Anzeigepflicht ſeitens der Geiftlicien aner⸗ | de 1972 118,75, Ital. 5pros. Rente 85,80, Oeſterr. Gold⸗ i 
mit entſprechenden Inſt kannt iſt. Darum können wir auch gar nicht in der Vorlage die große tente 763, Ung. Goldrente 93%, Ruſſen de 18/7 943, „Franzosen | 
Konzeſſion ſehen, die Herr Dr. Falk in ihr fiebt. Das geringe Ent: 597,50, Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 185,00, Lombard. Prioritäten a 
gegenfommen ber use ift cine Pbraje; bei der 1 Bereitwilligkeit „ DR eine nd 5 7 11,22%, Kay imine pica rare 4 
des Papstes könnte man fait jagen, ex ſei nach Sanofin gegangen! kanal Aktien —, Banque ottomane 542, Gociete generale 557, Credit a 


Von je⸗ Coufimmung im Zentrum.) Die Vorlage, wie fie iit, ift für uns nicht 
nin Staats: akzeptabel, machen Modifikationen fie annebmbar, fo werden wir dafür 
1 i . i Gegen= | ftimmen. Das wird ſchwer halten, aber wir wollen nicht ort zwei⸗ 

feln, als bis die Unmöglichkeit zu Tage liegt; denn ich wiederhole, wir 
ö kämpfen nicht um des Kampfes, ſondern um des Friedens willen! 
(Lebhafter Beifall im Zentrum.) 
Die Fortſetzung der Debatte vertagt das Haus auf morgen, 
te YY Sonabend, früh 10 Uhr. 
. De b Schluß nach 41 Uhr. 
— . ———— 
x d, d f fi . . 
f e Die race Locales und Provimielles. 


treitfragen unter den Poſen, 29. Mai. 
i dwirthſchaftlichen 
0 


787, Banque hypothecaire 608, III. Orientanleihe 6044, 


3proz. Rente ——, Ans en 
leihe von 1872 ——, Italiener ——, öſterreich, Goldrente —, 8 
29905 Goldrente 933, Türken 11.15, Spanier erter. —, Egupter f 
297,00, Banque otomane ——, 1877er Muffler . —. Lombarden 
—,—, Türkenlooſe ——, III. Orientanleihe 603. Ruhig. O 
London, 28. Mai. Conſols 9975, Italien. weg Rente 849. 
Lombarden 71, Zproz. Lombarden alte 107, 3proj. do. neue —, 
prog. Ruſſen de 1871 884, Sprog. Ruſſen de 1872 88, Sproz. Rufen 
de 1873 903, Sproz. Türken de 1865 11, 5proz. fundirte Amerikaner Bi 
104%, Oeſterr. Silberrente —, do. Papierrente — , Ungar. Golds cr 
Rente 923, Oeſterr. Goldrente 75, Spanier 173, Egupter —. 
Preuß. prozent. Conſols 99, 4pro3. bair. Anleihe —. ee | 
Platzdiskont 23 pCt. ' 
Rework, 27. Mai. (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold Bi 
| 


Staats⸗ — [Eröffnung der lan 
Ausſtellung in Bromber sl Die landwirthſchaftliche 
Ausſtellung, welche ſehr reich von Ausſtellern beſchickt worden iſt, 


Papſte d ; ; ; 
1 b wurde geftern Vormittag in Anweſenheit des Miniſters Dr. Lu⸗ h 
‘Whey Hen ciug”eröffnet. Der Vorſitzende der Ausftellung, Hr. Schenk, ſchloß 4 D. 86 €, Wechsel auf Baris 5185. 5pGt fund Anleihe os 
REN knn. ( die Cröffnumgsrebe mit einem Hoch auf Se. Maj. den Raifer, | fg. mine mae . Oil, erden SL. Gene 9 
tay ee Der Minifter Lucius hielt darauf, laut uns zugegangener tele- Produkten⸗Courſe fol 
bey die . i graphiſcher Meldung, eine Anſprache, in welcher er auf den gro⸗ Köln, 28. Mai. (Getreidemarkt.) Weizen hieſiger loco 24,50, Be 
a ßen Erfolg der Jungen N des Oſtens ¿tes , welchen die mb 0 m; Mei 22,85, 15 12 0 1555 Nov ene E 
e. nen ausführli i i „35. 00, per Mai 18,85, pr. Juli 17, : pa 
Ausſtellung erkennen laff führlichen Bericht bringen Ber 1610. Safer Loco 1050. ER Be at bt. a1 28.80 E 


i Les S otra wir noch heute in einem erweiterten Abendblatte. 


dan; \ —.. ——— 
dende wi ego eran St Felegraphiſche Nachrichten. 


Eiche, der Polizeipräſident, ſonſt ein wachſamer Mann, bei manchen ; aa io | Dezember 7,60 bez. 
hein zu. — Ganz Halle a. S., 28. Mai. Der „Saalezeitung zufolge iſt London, 28. Mal. An der Küste angeboten 9 Weyenladungen. 


{ 

ung in liber Ve in A : n ‘ A : > 
8 Material ien un de Verden chungen der lebten Tage ges bei der im dritten Merſeburger Wahlkreiſe (Delitzſch⸗ Bitterfeld) | — Wetter: Schön. 4 
N 


*. Ditobet 20,60. + 0. 
emen, 28. Mai. Petrol Schlußbericht.) S i 
dard white loo 7,10 bez, eg pat sex Sul 572 Ao 


